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Fast täglich kann man in der Presse lesen, daß in der BRD 
Bürger, die sich in den vergangenen Jahren an gewaltfreien 
Sitzblockaden vor US-amerikanischen Atomraketen-Stütz- 
punkten beteiligt hatten, wegen „gemeinschaftlich begange­
ner Nötigung“ zu hohen Geldstrafen bzw. zu Haftstrafen ver­
urteilt werden. Dies geschieht zu einer Zeit, da die USA auf 
der Grundlage des INF-Vertrages ihre Mittelstreckenraketen 
vom Territorium der BRD abziehen — und gerade dieser For­
derung hatten ja die Friedensanhänger mit ihren Blockaden 
Nachdruck verleihen wollen! Bis Mitte März 1988 waren 
schon etwa 3 800 Prozesse gegen Teilnehmer an Demonstra­
tionen und Sitzblockaden gegen Massenvernichtungswaffen 
durchgeführt bzw. eingeleitet worden. Jetzt, nachdem sich der 
Bundesgerichtshof (BGH) in seinem Beschluß vom 5. Mai 1988 
— 1 StR 5/88 —1 zur „Strafbarkeit von Sitzblockaden“ ge­
äußert hat, ist wieder mit Fließbandurteilen zur Kriminali­
sierung der Friedensbewegung2 zu rechnen.

Zwar versucht der BGH den Eindruck zu erwecken, als 
habe er mit dem Leitsatz „Die Fernziele von Straßenblockie- 
rern sind nicht bei der Prüfung der Rechtswidrigkeit der Nö­
tigung, sondern ausschließlich bei der Strafzumessung zu 
berücksichtigen“ eine „reine Rechtsfrage“ entschieden; tat­
sächlich aber verbirgt sich dahinter eine grundsätzliche poli­
tische Haltung des BGH zur nuklearen Abrüstung und zur 
Demokratie, zu den Grundrechten der Meinungs- und der 
Versammlungsfreiheit.

Wie ist es zu dieser einschneidenden Entscheidung gekom­
men?

Kontroverse Rechtsprechung der Instanzgerichte 
und die Reaktion darauf

Am 12. Dezember 1979 hatte die NATO beschlossen, auf dem 
Territorium der BRD 108 Pershing II-Raketen und 112 Cruise 
Missiles zu stationieren. Der Bundestag der BRD erteilte am
22. November 1983 die Zustimmung zur Stationierung neuer 
US-amerikanischer Mittelstreckenraketen. Gegen beide Be­
schlüsse wandten sich die verschiedensten Kräfte in der Frie­
densbewegung der BRD. Namhafte Juristen der BRD wiesen 
in Rechtsgutachten nach, daß die Stationierung einen Verstoß 
gegen das Völkerrecht wie auch gegen das Grundgesetz der 
BRD darstellt.3 Darauf gestützt, begannen Anhänger der Frie­
densbewegung mit Maßnahmen der Gegenwehr, mit gewalt- 
freiem Widerstand gegen die Verwirklichung der NATO- 
Hochrüstungspolitik: Zufahrten zu militärischen Einrichtun­
gen wurden — zumeist nach vorheriger öffentlicher Ankün­
digung — durch friedliche Sitzdemonstrationen auf der Fahr­
bahn zeitweise versperrt. Das polizeiliche Einschreiten ließen 
die Teilnehmer widerstandslos über sich ergehen. Ziel der 
Demonstranten — unter ihnen auch Persönlichkeiten des öf­
fentlichen Lebens und selbst Richter und Staatsanwälte — 
war es, sich symbolisch der atomaren Aufrüstung in den Weg 
zu stellen und an die verantwortlichen Politiker der BRD zu 
appellieren, die Raketenstationierung nicht zuzulassen bzw. 
rüdegängig zu machen.

Zahlreiche Gerichte verurteilten Teilnehmer an solchen 
Demonstrationen wegen Nötigung gemäß § 240 StGB der BRD 
mit weitgehend stereotypen Begründungen. So lesen wir z. B. 
im Urteil des Amtsgerichts Schwäbisch-Gmünd vom 12. Juni 
1986 — 8 Cs 1049/85-16 — und 1054/85-16 —4 gegen einen Univer­
sitätsprofessor für Politikwissenschaft und Soziologie sowie 
dessen Ehefrau: „Daß die Angeklagten durch ihren Aufent­
halt auf der Straße ein für die blockierten Fahrer praktisch 
unüberwindliches körperliches Hindernis bildeten, bedeutete 
die Anwendung von Gewalt im Sinne von § 240 Abs. 1 StGB. 
Die Fahrzeuglenker konnten ihretwegen über einen längeren 
Zeitraum nicht weiterfahren und waren so zu einer Unter­
lassung genötigt. ... Bei der Beurteilung der Rechtswidrig­
keit ... ist der hierbei anzuwendende Maßstab in § 240 Abs. 2 
StGB enthalten, wonach die Tat rechtswidrig ist, wenn die 
Anwendung der Gewalt ... zu dem angestrebten Zweck als 
verwerflich anzusehen ist. Die Angeklagten haben danach

rechtswidrig gehandelt. Rechtfertigungsgründe standen ihnen 
nicht zur Seite. Die Angeklagten können sich insbesondere 
nicht äuf die Grundrechte der Meinungs- und Versamm­
lungsfreiheit gemäß Art. 5, 8 Grundgesetz berufen. ... We­
sentlich ist insoweit zunächst, daß im vorliegenden Fall 
sowohl das zum Einsatz gebrachte Druckmittel, nämlich 
das Sitzen auf der Straße, als auch der angestrebte Zweck, 
nämlich der Zwang zum Anhalten, jeweils für sich genom­
men schon rechtswidrig waren. ... Hinzu kommt, daß die 
Angeklagten, denen es mit ihrer Tat ... um die Rücknahme 
der Nachrüstung ging, damit in einer Weise in den Pro­
zeß politischer Willensbildung eingegriffen haben, wie sie 
den Vorstellungen des Grundgesetzes hierzu schlechterdings 
nicht entspricht. . . . "

Demgegenüber gab es aber auch eine Reihe von Gerich­
ten, die bei vergleichbaren Sachverhalten auf Freispruch er­
kannten oder das Verfahren einstellten. Vereinzelt weigerten 
sie sich, ihrer Rechtsprechung den uferlosen Gewaltbegriff 
des BGH3 weiterhin zugrunde zu legen, und begründeten ihre 
freisprechenden Entscheidungen mit dem Nichtvorliegen des 
Tatbestandsmerkmals „Gewalt“.1 2 3 4 3 6 Ganz überwiegend wurde 
indes eine kriminelle Nötigung mit der Begründung verneint, 
der mit der Sitzblockade ausgedrückte Protest gegen die den 
Frieden und das Leben der Menschen bedrohende Raketen­
stationierung sei ethisch und nach der Rangordnung der 
Rechtsgüter deutlich höher zu bewerten als der unbehinderte 
Fahrzeugverkehr, so daß von einer Verwerflichkeit derartiger 
Aktionen nicht die Rede sein könne.

So führte z. B. das Amtsgericht Stuttgart in seinem Urteil 
vom 3. August 1983 — В 33 Cs 2424/83 —7 u. a. aus: „Die in 
Art. 8 Abs. 1 GG verankerte Demonstrationsfreiheit, deren 
grundrechtliche Gewährleistung der Verwirklichung des 
Rechts der Bürger auf über die Wahlen hinausgehende Ein­
flußnahme auf den ständigen Prozeß der politischen Mei­
nungs- und Willensbildung dient, schützt gerade meinungs­
bildendes Wirken auf andere. ... Der sinnvollen Grundrechts­
ausübung ist somit zwangsläufig die Kollision mit der Rechts­
sphäre unbeteiligter Dritter immanent. Diese Aus- und Ein­
wirkungen, denen ... unter den weiten strafrechtlichen Ge­
waltbegriff fallende Zwangsqualität zukommen kann, können 
nicht per se und von vornherein rechtswidrig und darüber 
hinaus auch verwerflich und somit strafbegründend im Sinne 
des Nötigungstatbestandes sein. ... Für das Gericht stellt es 
sich als unerträglicher Wertungswiderspruch dar, Störungen 
des Straßenverkehrs und die Behinderung Dritter anläßlich 
von überlieferten Volksfesten und in deren Rahmen veran­
stalteten Umzügen, Prozessionen ... als zumutbar und dem 
sozialen Zusammenleben nicht abträglich nicht nur still­
schweigend zu dulden, sondern durch Verwaltungsmaßnah­
men ... zu fördern und die gleichen Auswirkungen, die durch 
den massenhaften Körpereinsatz zum Zwecke der Meinungs­
kundgabe im Bereich der politischen Willensbildung von
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Auch namhafte Strafrechtswissenschaftler kritisieren zuneh­
mend die herrschende Rechtsprechung bezüglich der Auslegung 
des Gewaltbegriffs. Beispielsweise spricht J. Baumann („Demon­
strationsziel als Bewertungsposten bei der Entscheidung nach § 240 
StGB?“, Neue Juristische Wochenschrift 1987, Heft 1/2, S. 36 f.) von 
einer „Ausleierung“ dieses Begriffs nach der Formel „Gewalt 
ist, was wie Gewalt wirkt — oder noch unfreundlicher: Gewalt 
ist, was nötigend wirkt“.

J. Brink/R. Keller („Politische Freiheit und strafrechtlicher Ge­
waltbegriff“, Kritische Justiz [Baden-Baden] 1983, Heft 2, S. 115) 
illustrieren die politische Dimension des vom BGH strapazierten 
Gewaltbegriffs u. a. durch den Hinweis, daß nach seiner Recht­
sprechung „die Blockade einer Straßenbahn oder eines NATO- 
Transporters Gewalt sein, das Einsperren eines Lehrmädchen im 
Auto durch den Ausbilder und Geschäftsherm, der sie dadurch 
zum Geschlechtsverkehr zwingen will, diese Qualität aber noch 
nicht haben soll“.

7 Kritische Justiz 1983, Heft 4, S. 430 ff.


